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25 Jahre Widerstand

Anti-Atom-Initiativen im Rückblick
Drei Anläufe nahmen verschiedene Koalitionen der Anti-AKW-
und Umweltbewegung bisher, um mit Initiativen auf Bundesebene
die Abkehr vom Atomenergiepfad zu erzwingen. 1990 mit einem
wichtigen Teilerfolg: Seither ist der Bau von neuen Atomkraft-
werken für 10 Jahre verboten. Die Denkpause neigt sich dem Ende
zu. Zeit für einen letzten Anlauf - und einen Blick zurück auf die
Bewegung und ihren Umgang mit dem Instrument der
Volksinitiative.
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1975/76: Kaiseraugst und
Demokratie-Initiative

Bis in die 70er Jahre war das grossen-
wahnsinnige AKW-Bauprogramm der
Schweiz kaum angefochten. Gegen
Beznau und Mühleberg gab es keinen
nennenswerten Widerstand. Noch sah

man in Atomkraftwerken nur ein
weiteres Wunder der Technik, noch
wusste man kaum etwas vom
Katastrophenrisiko und der nicht
mehr aus der Welt zu schaffenden
Erblast der radioaktiven Abfälle.
Doch als Kaiseraugst an die Reihe
kam, begann es der Bevölkerung der

Region Basel und des aargauischen
Fricktals zu dämmern, dass die

Atomtechnologie für Mensch und
Natur ein unverdaulicher Brocken ist.
Schnell wurde auch klar, dass in
Sachen Atomenergie keine Demo-
kratie herrscht und mit Rechtsmitteln
keine grossen Erfolge zu erringen
sind. Also schritt man zur Tat, als die
Kernkraftwerk Kaiseraugst AG im
Frühjahr 1975 die Bagger auffuhr -
und besetzte kurzerhand das Bau-
gelände. Was als direkte Aktion weni-

ger unentwegter Aktivisten und Ak-
tivistinnen der Gewaltfreien Aktion
Kaiseraugst (GAK) und radikaler lin-
ker Gruppierungen (RML, POCH)
begann, wuchs in zehn bewegenden
Wochen zur unwiderstehlichen Volks-
bewegung heran, deren Widerborstig-
keit ins ganze Land ausstrahlte.
Tausende machten die Erfahrung,
dass die Konfrontation mit der Staats-
macht etwas bringt. Das AKW
Kaiseraugst war vorerst blockiert.
Aus dieser Stärkeposition heraus lan-
eierten "gemässigte" Kreise um das
Nordwestschweizerische Aktionsko-
mitee gegen AKW (NWA) im Juni

1975 die "Atomschutz"-Initiative. Sie
sollte den Standortregionen ein demo-
kratisches Vetorecht gegen AKW
oder Atommülllager verschaffen.
Eine Kaiseraugst-Klausel stellte si-
cher, dass auch dieses hart umstrittene
Projekt durch Volksabstimmungen in
der Standortgemeinde, den Nachbar-
gemeinden, dem Standortkanton und
allen weiteren Kantonen im Umkreis
von 30 km hätte gehen müssen. Eine
reichlich umständliche Prozedur, die
sich im Abstimmungskampf als we-
sentliche Angriffsfläche erwies.
Trotzdem erzielte die Initiative im
Februar 1979 mit 48,8 % Ja-Stimmen
ein sehr gutes Resultat. Innerhalb von
zwei Jahrzehnten hatte die Stimmung
gedreht, erhielt doch 1957 der Atom-
artikel noch 77,3% Ja. Die Atomener-
gie war nicht mehr mehrheitsfähig.
Aus dieser Patt-Situation sollte die
Atomwirtschaft nie mehr herausfin-
den.

1980: Doppelintiative Anti-
Atom und Energie

Ermutigt durch dieses Resultat und
getrieben durch die Beinahe-Kata-
strophe im AKW Three Mile Island
(Harrisburg, USA) bereitete man bald
einen neuen Vorstoss vor, der Kai-
seraugst und das AKW-Programm
endgültig kippen sollte. Diesmal in ei-
nem breiten Diskussionsprozess, der
zur Zerreissprobe wurde. Der "fort-
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schrittliche" radikalere Teil der Anti-
AKW-Bewegung war gegenüber die-
sem Instrument skeptisch. Zu disku-
tieren gab insbesondere die Frage,, ob
eine neue Initiative die Mobilisierung
der Bewegung mehr behindern als
fördern würde, wenn die Bauarbeiten
in Kaiseraugst wieder aufgenommen
werden sollten. In diesem Fall, so die
Überzeugung der "Fortschrittlichen",
konnte nur die direkte Aktion, also ei-
ne erneute Besetzung des Bauplatzes,
den Bau stoppen. Zu diskutieren gab
aber auch der Inhalt. Wenn schon
wollten die "Fortschrittlichen" eine

Initiative, die klar und direkt den bal-
digen Ausstieg aus der Atomenergie
anpeilte.
Die Umweltorganisationen und der
"gemässigte" Teil der Bewegung hat-
ten mit der Dynamik von direkten
Aktionen ihre Mühe. Sie bestanden
inhaltlich auf Forderungen, die in der

Abstimmung eine reale Erfolgs-
chance hätten. Da eine Einigung nicht
zustande kam, lancierte diese Koali-
tion 1980 die beiden Initiativen für
eine "Zukunft ohne weitere Atom-
kraftwerke" und für eine "sichere,
sparsame und umweltgerechte Ener-
gieversorgung". Erstere verbot ledig-
lieh neue sowie die Ersetzung der be-
stehenden AKW und überliess die
Stillegungsfristen dem Gesetzgeber.
Letztere wollte die Energieversorgung
in Richtung erneuerbare Energien
und mehr Effizienz umbauen und
so überhaupt erst die Grundlagen für
eine Zukunft ohne Atomenergie
schaffen. Sie enthielt eine Energie-

Steuer, die - obwohl der Grundbedarf
steuerfrei sein sollte - als neue indi-
rekte Steuer hart umstritten war, denn
erst kurz zuvor war ein Mehrwert-
steuer-Paket an der Urne gescheitert.
Ein Teil der "fortschrittlichen" Kräfte
ging mit einer Stilllegungs-Initiative
einen eigenen Weg, scheiterte aber
schon in der Unterschriftensamm-
lung. Andere "Fortschrittliche" unter-
stützten nur die Anti-Atom-Initiative
und distanzierten sich von der

"schwammigen" Energie-Initiative.
Im Abstimmungskampf wurde die
Energie-Initiative als Versuch, das

Wirtschaftssystem zu einer Planwirt-
schaft umzukrempeln, gebrandmarkt.
Der Anti-Atom-Initiative wurde vor-
geworfen, das Waldsterben noch zu
beschleunigen, weil sie eine angeblich
saubere Energiequelle verbiete,
welche einen wesentlichen Beitrag zu
Verminderung der Luftschadstoffe
leisten könnte. Sie erhielt im Sep-
tember 1984 45,0% Ja-Stimmen, die
Energie-Initiative 45,8%. Das Patt
blieb trotz dem leichten Rückgang der
Ja-Stimmen bestehen.

1986: Moratorium versus
Ausstieg

Das Ringen um Kaiseraugst und
Graben ging weiter. Rahmenbewilli-
gungsgesuche, Bedarfsnachweise,
Verzichtsverhandlungen und Verzicht
auf Verzichtsverhandlungen. Zehn-
tausende von Einwendungen, Gross-
demonstrationen auf den Bauplätzen.
Und wieder die Diskussion um eine

neue Anti-Atom-Initiative. Vorge-
schlagen wurde vom NWA eine
Moratoriums-Initiative (10 Jahre Bau-
stopp für neue AKW mit Kaiseraugst-
Klausel) - als am 26. April 1986
die Explosion des Reaktors Nummer
4 in Tschernobyl die Welt erschütter-
te. Nun brachte die SP Schweiz eine
Ausstiegs-Initiative aufs Tapet, aller-
dings ohne verbindliche Stillegungs-
fristen. Wieder konnte sich die Atom-
energiegegnerschaft nicht auf einen
einzigen Vorstoss und ein gemeinsa-
mes Vorgehen einigen. Lanciert wur-
den schliesslich beide Initiativen. Im
Abstimmungskampfwurde das Mora-
torium dem Ausstieg gleichgesetzt.
Pro oder contra Atomenergie, das sei
die Frage. In der denkwürdigen Ab-
Stimmung vom 23. September 1990
erreichte das Moratorium dann aber
eine Mehrheit von 54,5 %, während
der Ausstieg mit 47,1 % wiederum
nur knapp scheiterte. Damit war die
Patt-Situation, welche die Anti-
AKW-Bewegung mit der Kaiseraug-
ster Besetzung, den Volksinitiativen
und vielen kleinen und grossen
Mobilisierungen erzwungen hatte, in
der Verfassung festgeschrieben. An
AKW-Neubauten war nicht mehr zu
denken, die Atomlobby musste sich
auf die Durchhalteparole "Option
Kernenergie offenhalten" zurückzie-
hen. Und die Bewegung konnte ihr
Hauptaugenmerk nun für einige Jahre

auf die bestehenden Atomkraftwerke,
besonders die drei alten, und das

Programm Energie 2000 richten.
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